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Stadt Stolberg (Rhld.)
Der BÜRGERMEISTER

Niederschrift

über die Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt
Sitzungskennziffer: XVI / 16
Tag der Sitzung: Donnerstag, 14.04.2011

ASVUOrt der Sitzung Rathaus, Ratssaal
Dauer: 18:00 Uhr bis 19.50 Uhr
Unterbrechungen: keine
Anwesende: sh. beiliegende Anwesenheitsliste Anlage 1)
Vorsitz: Herr Hansen
Schriftführerin: Frau Janus-Braun

Tagesordnung:  

a) Feststellung der Beschlussfähigkeit

Der Vorsitzende, Herr Hansen, eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Stadtent-
wicklung, Verkehr und Umwelt. Er begrüßt die Mitglieder des Ausschusses und die
Vertreter der Verwaltung und stellt sodann die Beschlussfähigkeit fest.

b) Feststellung der form- und fristgerechten Ladung sowie Unterrichtung der
Öffentlichkeit gemäß § 27 Abs. 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die
Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.)

Er stellt weiter fest, dass die Einladung zu dieser Sitzung form- und fristgerecht erfolgte
und die Öffentlichkeit in geeigneter Weise gem. § 27 Abs. 2 der Geschäftsordnung für
den Rat und die Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.) über Zeit und Ort der Sitzung
sowie die Tagesordnung unterrichtet wurde. 

c) Beschlussfassung über die Tagesordnung:

Vor Einstieg in die Tagesordnung begrüßt der Vorsitzende, Herr Hansen, zunächst den
neuen Fachbereichsleiter 2, Herrn Bernd Kistermann. Im Anschluss daran zieht Herr
Pickhardt, FB 1, mit Hinweis auf weitere anstehende Prüfungen im A) öffentlichen
Sitzungsteil folgenden TOP zurück:

1.1 Errichtung eines ca. 21 m hohen Mobilfunkmastes;
hier: Rotsch 11

Darüber hinaus  bittet Herr Hansen, die Tagesordnung im A) öffentlichen Sitzungsteil
wie folgt zu erweitern:

10. Anwohner- und Eigentümerbeschwerde Bepflanzung Offermann-Platz

11. Sanierung Rhenaniahalde;
hier: Mündlicher Vortrag durch einen Vertreter der StädteRegion
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Der bisherige TOP A) 10 wird nunmehr A)

12. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

Da ein Vertreter der StädteRegion zu TOP A) 11. eingeladen wurde, regt Herr Hansen
an, den TOP an den Anfang der Tagesordnung zu setzen. Diesem Vorschlag schließt
sich der Ausschuss einmütig an. Weitere Änderungen wurden nicht gewünscht, so
dass die Tagesordnung einstimmig wie folgt abgewickelt wurde:

A) Öffentliche Sitzung:

11. Sanierung Rhenaniahalde;
hier: Mündlicher Vortrag durch einen Vertreter der StädteRegion

1. Entscheidung über die planungsrechtliche Stellungnahme der Stadt Stolberg zu
Vorhaben, zu denen nach § 36 (1) BauGB das Einvernehmen der Gemeinde
erforderlich ist;

Erteilung von Befreiungen gem. § 31 (2) BauGB

1.1 Errichtung eines ca. 21 m hohen Mobilfunkmastes;
hier: Rotsch 11

TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt.

Erteilung von Befreiungen gem. § 35 (2) BauGB

1.2 Umbau und Erweiterung des vorhandenen Speiserestaurants durch
Errichtung Wintergarten und Terrasse über EG, Errichtung zusätzliche
Außentreppe zum OG;
hier: Zum Solchbachtal 1

2. Bebauungsplan Nr. 82/2 “Tulpenweg” - 1. Änderung;
hier: Beschluss über die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB

3. Bebauungsplan Nr. 147 “Duffenterstraße” - 1. Änderung;
hier: Beschluss über die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB

4. Antrag der CDU-Fraktion vom 09.01.2011;
hier: Erarbeitung eines Stadtentwicklungskonzeptes in Anlehnung an das

Aachener Projekt “Aachen 2030"

5. Erstellung eines städtebaulichen Entwicklungskonzeptes i.S.v. § 1 (6) Nr. 11
BauGB “Vergnügungsstättenkonzept”

6. Erlass einer Satzung über die Festlegung der Gemeindegebietsteile und der Höhe
des Geldbetrages nach § 51 Abs. 5 der Bauordnung für das Land Nordrhein
Westfalen (BauO NRW)

7. Parkplatzsituation Jeremias-Hoesch-Straße

8. Parkordnung auf dem Meigenplatz



3

9. Beschlusskontrolle;
hier: Informationsvorlage

10. Anwohner- und Eigentümerbeschwerde Bepflanzung Offermann-Platz

12. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

B) Nichtöffentliche Sitzung:

1. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

A) Öffentliche Sitzung:

11. Sanierung Rhenaniahalde;
hier: Mündlicher Vortrag durch einen Vertreter der StädteRegion

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt der Ausschussvorsitzende, Herr Hansen, den
Vertreter der Unteren Bodenschutzbehörde der StädteRegion Aachen, Herrn Illguth.
Dieser erläutert den Sach- und Verfahrensstand zur Rhenaniahalde anhand einer
Beamerpräsentation, welche der Niederschrift als Anlage 2) beigefügt ist.

Auf Nachfrage von RM Kirch, CDU, teilt Herr Illguth mit, dass die Morphologie erhalten
bliebe und nach der ersten Hälfte der Anpflanzung von Douglasien zunächst die fertige
Vorplanung für die Sickerwasserbehandlungsanlage abgewartet werde.  Der Auftrag
zur Ausführungsplanung sei erteilt und er rechne in ca. 6 Monaten mit der
Fertigstellung. Da es sich um eine Pilotanlage handele, weist er die Ausschussvertreter
auf eine etwas längere Bau- und Einfahrtzeit der neuen Anlage hin. Erst danach werde
die zweite Hälfte der Douglasien gepflanzt werden.

Auf Nachfrage des FDP-Fraktionsvorsitzenden Engelhardt, ob bereits eine Prognose
gestellt werden könne hinsichtlich der zukünftigen Ableitung der Sickerwässer (in
Saubach, Inde oder Kläranlage) erklärt Herr Illguth, dass hierzu die Versuche
abgewartet werden müssen.
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, verabschiedet der Vorsitzende,
Herr Hansen, Herrn Illguth und bedankt sich der für dessen interessanten und
fundierten Ausführungen.

1. Entscheidung über die planungsrechtliche Stellungnahme der Stadt Stolberg zu
Vorhaben, zu denen nach § 36 (1) BauGB das Einvernehmen der Gemeinde
erforderlich ist;

Erteilung von Befreiungen gem. § 31 (2) BauGB

1.1 Errichtung eines ca. 21 m hohen Mobilfunkmastes;
hier: Rotsch 11

Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt.

Erteilung von Befreiungen gem. § 35 (2) BauGB
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1.2 Umbau und Erweiterung des vorhandenen Speiserestaurants durch
Errichtung Wintergarten und Terrasse über EG, Errichtung zusätzliche
Außentreppe zum OG;
hier: Zum Solchbachtal 1

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt beschließt einstimmig,
der planungsrechtlichen Stellungnahme zuzustimmen.

2. Bebauungsplan Nr. 82/2 “Tulpenweg” - 1. Änderung;
hier: Beschluss über die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB

RM Kirch, CDU, bittet, bei kleineren Plänen zukünftig auch die Flurkarten beizufügen.
Dies wird von Herrn Pickhardt, FB 1, zugesichert.

Beschluss:
A. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt empfiehlt dem

Hauptausschuss / Rat einstimmig, den erweiterten Geltungsbereich als
Grundlage für die weitere Planung zu beschließen.

B. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt nimmt den Entwurf
zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 82/2 „Tulpenweg“ einmütig zur
Kenntnis und empfiehlt Hauptausschuss und Rat einstimmig, die öffentliche
Auslegung der Planung gem. § 3 Abs. 2 BauGB anzuordnen.

3. Bebauungsplan Nr. 147 “Duffenterstraße” - 1. Änderung;
hier: Beschluss über die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Beschluss:
A. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt empfiehlt

Hauptausschuss / Rat einstimmig, die Anregung der ASEAG bezügl. Anlage
einer Wendemöglichkeit zurückzuweisen.

B. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt nimmt den Entwurf
der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 147 „Duffenterstraße“ einmütig zur
Kenntnis und empfiehlt Hauptausschuss und Rat einstimmig, die öffentliche
Auslegung der Planung gem. § 3 Abs 2 BauGB anzuordnen. 

4. Antrag der CDU-Fraktion vom 09.01.2011;
hier: Erarbeitung eines Stadtentwicklungskonzeptes in Anlehnung an das

Aachener Projekt “Aachen 2030"

Für die CDU-Fraktion weist RM Kirch auf den Widerspruch in der Vorlage hin, die
einerseits die Vorteile eines Gesamtkonzeptes beschreibe, am Ende aber die Nicht-
Durchführung empfehle. Die mit 600T  bezifferten Gesamtkosten seien durch nichts
belegt. Seine Fraktion hätte vielmehr erwartet, dass positive Aspekte durch Zahlen
unterfüttert worden wären. Dabei verkenne die CDU-Fraktion keineswegs die finanzielle
Situation der Stadt. Richtig sei auch, dass andere Städte ähnlich alte FNP hätten,
wenngleich es auch Beispiele wie Roetgen, mit aktuellem FNP gebe. Für ihn habe die
Verwaltung nach Argumenten gesucht, “wie etwas kaputt gemacht werden kann” und
sei leider zur falschen Schlussfolgerung gelangt.
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Der FDP-Fraktionsvorsitzende Engelhardt erkennt Einigkeit in dem Wunsch aller, dass
es einer Neuaufstellung des FNP bedürfe. Allein die Haushaltslage der Stadt lasse die
Realisierung nicht zu. Daher treffe der Beschlussvorschlag der Verwaltung zum jetzigen
Zeitpunkt auf die Realität.  Im Hinblick auf den CDU-Antrag verweist er auf die Vielzahl
bestehender Konzepte, welche schon seit Jahren in “Rathaus-Schubladen” lägen und
infolge der Haushaltslage gar nicht umgesetzt werden können. 

Der LINKEN-Fraktionsvorsitzende Prußeit kann in allen vorgetragenen Argumenten
eine Menge Wahrheit erkennen. Wahr sei, dass Geld für neue Planungen fehle, dass
etliche Konzepte vorhanden und wegen fehlender Mittel nicht umsetzbar seien. In den
nächsten 10 Jahren sehe er keine Einnahmenquelle, die die Ausgabe von 600 T
ermögliche. Für ihn hieße dies, die teuersten Brocken, wie einen neuen FNP nach
hinten zu stellen und ein Konstrukt anzudenken, in dem kostenfreie Konzepte
zusammen mit Bürgern, Politik und Verwaltung mit Zielvisionen gefüllt werden. Er
appelliert an seine Ausschusskollegen, trotz fehlender Mittel keine Chancen zu vertun,
da dies für Stolberg Stillstand bedeute. Daher rege er die Bildung eines
interfraktionellen Arbeitskreises unter Beteiligung der Verwaltung  und Vertagung des
Tagesordnungspunktes um ein bis zwei Ausschusssitzungen an.

Diesen Vorschlag greift RM Kirch für die CDU-Fraktion gerne auf und bittet seine
Ausschusskolleginnen und Kollegen die Verwaltung zu beauftragen, alle vorliegenden
Konzepte in einer Verwaltungsvorlage zu bündeln, mit Zahlen zu unterlegen und die
positiven Aspekte herauszuarbeiten. Hierbei solle niemand unter Zeitdruck gesetzt
werden. Für die CDU-Fraktion beantragt RM Kirch die vorläufige Vertagung des
Tagesordnungspunktes. 

RM Prußeit unterstützt den Vertagungsantrag ausdrücklich z.B. bis in den Herbst hinein.

Auch Ausschussmitglied Blau greift den Vorschlag von RM Prußeit auf,  überhaupt erst
einmal anzufangen. Er glaube, dass Stolberg mit einem aktuellen FNP viel leichter
Investoren akquirieren könne.

Mit Verweis auf die in der Vorlage geltend gemachten Kosten von rd. 350 T  für die
Neuaufstellung des FNP möchte Ausschussmitglied Hennig, CDU, wissen, welche
Kosten die 90 Änderungen bisher hervorgerufen hätten.

Der Leiter Fachbereich 1, Herr Pickhardt, unterstreicht, dass alle Redner irgendwo
Recht hätten. So bestehe Übereinstimmung in der Notwendigkeit eines neuen FNP und
die Entwicklung von Zielvisionen. Naturgemäß liege dem Ausschuss die Stadtplanung
sehr am Herzen. Im Abwägungsprozess sei die Gesamtverwaltung jedoch zu dem
Schluss gekommen, dass die Finanzsituation mit drohender Überschuldung keinen
anderen Beschlussvorschlag der Verwaltung zulasse. Es gebe nun mal kein Leitbild
“light”. Wie in seiner Vorlage ausgeführt, habe die Verwaltung aufgrund des CDU-
Antrages eine Preisanfrage mit dem bekannten Ergebnis von 600 T  durchgeführt. Der
von einigen Rednern geäußerte Wunsch von Teilbeauftragungen oder von ersten
Aktivitäten mit eigenem Personal sei ebenfalls finanziell und personell nicht zu leisten;
abgesehen davon halte er nichts von unprofessionellem Aktionismus bzw. "halben
Sachen". Im Hinblick auf die angesprochenen vorhandenen Teilkonzepte erläutert er,
dass deren Beauftragung aus Zeiten vor der drohenden Überschuldung stammten. 

Auch sei ihm nicht bekannt, dass sich Investoren durch FNP-Änderungen abschrecken
ließen. Vielmehr sei es sogar so, dass FNP-Änderungen auf Wunsch von Investoren
auch von diesen bezahlt würden. Stolberg könne sich auch nicht mit Aachen
vergleichen, da Aachen im Vergleich zur Größe und zu den anstehenden
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Herausforderungen einen wesentlich größeren Siedlungsdruck bewältigen müsse. Das
funktionierende bürgerschaftliche Engagement bei verschiedenen Aachener Projekten
habe die Stadt Aachen kein Geld gekostet. Solche Firmen und Strukturen gebe es in
Stolberg bzw. in kleineren Städten allgemein nicht. Abschließend erinnert Herr
Pickhardt nochmals an die personelle Dezimierung der Planungsabteilung, welche
keinerlei freie Kapazitäten habe.

Ratsfrau Krings, B’90/Grüne, kann die Befürchtung, dass das gemeinsame Anliegen in
der “Versenkung” verschwinde, nicht teilen. Ihre Fraktion folge dem Beschlussvorschlag
der Verwaltung.

Alsdann lässt der Vorsitzende, Herr Hansen, zunächst über den Vertagungsantrag
abstimmen:

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt lehnt die Vertagung
des Tagesordnungspunktes Erarbeitung eines Stadtentwicklungskonzepts in
Anlehnung an das Aachener Projekt Aachen 2030 bis Herbst 2011 und Installation
eines interfraktionellen Arbeitskreises unter Beteiligung der Verwaltung mit 8
Stimmen (SPD, FDP, B’90/Grüne) gegen 7 Stimmen (CDU, LINKE) ab.

Damit ist der Vertagungsantrag abgelehnt. Sodann lässt der Vorsitzende, Herr Hansen,
über den Beschlussvorschlag der Verwaltung abstimmen:

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt empfiehlt dem
Hauptausschuss mit 8 Ja-Stimmen (SPD, FDP, B’90/Grüne) und 7 Nein-Stimmen
(CDU, LINKE)   / Der Hauptausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung
zum CDU-Antrag vom 09.01.11 – „Erarbeitung eines Stadtentwicklungskonzepts
in Anlehnung an das Aachener Projekt Aachen 2030“ zur Kenntnis zu nehmen
und angesichts der Haushaltslage der Stadt Stolberg zu beschließen, die
Aufstellung eines neuen Flächennutzungsplanes sowie die damit verbundene
Erarbeitung eines Stadtentwicklungskonzeptes vorläufig zurückzustellen. 

5. Erstellung eines städtebaulichen Entwicklungskonzeptes i.S.v. § 1 (6) Nr. 11
BauGB “Vergnügungsstättenkonzept”

Aufgrund der Komplexität meldet RM Engels für die SPD-Fraktion weiteren
Beratungsbedarf an und beantragt die Vertagung des Tagesordnungspunktes auf eine
spätere Sitzung des Ausschusses. Diesem Antrag schließt sich der Ausschuss einmütig
an, so dass der Vorsitzende, Herr Hansen, hierüber abstimmen lässt:

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt vertagt die Beratung
und Beschlussfassung zur Aufstellung eines Vergnügungsstättenkonzeptes
einstimmig auf eine spätere Sitzung des Ausschusses.

6. Erlass einer Satzung über die Festlegung der Gemeindegebietsteile und der Höhe
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des Geldbetrages nach § 51 Abs. 5 der Bauordnung für das Land Nordrhein
Westfalen (BauO NRW)

Die Vorlage wurde im Ausschuss intensiv diskutiert. Einmütig wurde die Vertagung und
die Erteilung folgender Prüfaufträge gefordert:

RM Kirch, CDU: Wer trifft die Entscheidung, was städtebaulich gewünscht ist
(Ausschuss, Verwaltung, Verwaltungsvorstand)? Wieso
Entscheidung nur in Zone 1 vorgesehen?
Bittet darum, § 3 eindeutiger zu fassen.

RM Engels, SPD: Begrüßt Möglichkeit, Investitionen im Steinweg positiv zu erlauben.
Störend sei, dass dies nur auf Altbauten beschränkt sei.
Ist dies so gewollt? 
Soll Frage einer Investition im ASVU jeweils durch eine Vorlage
entschieden werden?

RM Engelhardt, Möchte nicht, dass Neubauten in Zone 1 abgelöst werden können.
FDP: Dies sei für den Altbestand o.K., aber aus FDP-Sicht für

Neubauten nicht gewollt. Für Neubauten soll die Ablöse gezahlt
werden.

Ausschussmitgl. Würde es sehr begrüßen, wenn die Altstadt durch Neubauten be-
Hennig, CDU: lebt würde. Weist auf das DSK-Gutachten hin und bittet über

diesen Weg einen Anfang zu machen.

RM Engels, SPD: Bittet in diesem Zusammenhang an den neuralgischen Punkten
zwischen Steinweg und Fischbachstraße die Möglichkeit zu
schaffen, im Einzelfall eine Entscheidung treffen zu können.

Herr Hennig, CDU: Befristung z.B. auf 5 Jahre

Im Anschluss an die Wortmeldungen lässt der Vorsitzende, Herr Hansen, über den
Vertagungsantrag und den Prüfauftrag an die Verwaltung abstimmen:

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt vertagt die Beratung
und Beschlussfassung zum Erlass der Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über
die Festlegung der Gemeindegebietsteile und der Höhe des Geldbetrages nach §
51 Abs. 5 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW)
einstimmig auf eine spätere Sitzung des Ausschusses. Der ASVU beauftragt die
Verwaltung einstimmig, die in der Diskussion aufgebrachten Vorschläge zu
prüfen  und das Prüfergebnis in die neue Vorlage einfließen zu lassen.

7. Parkplatzsituation Jeremias-Hoesch-Straße

Da der Vorlage nicht der richtige Plan beigefügt war, wird die richtige Planskizze in der
Sitzung erläutert. Der korrekte Plan, über den in der Sitzung Beschluss gefasst wurde,
ist der Niederschrift als Anlage 3) beigefügt.

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt beschließt einstimmig,
in der Jeremias-Hoesch-Straße Parkmarkierungen wie von der Verwaltung in der
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Sitzung vorgeschlagen aufbringen zu lassen.

8. Parkordnung auf dem Meigenplatz

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt nimmt den Bericht der
Verwaltung im Sachverhalt zur Parksituation auf dem Meigenplatz in
Münsterbusch einmütig zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung einstimmig,
auf dem Meigenplatz eine Parkordnung mittels Farbmarkierung entsprechend der
Variante 1 vorzunehmen.

9. Beschlusskontrolle;
hier: Informationsvorlage

Auf Nachfrage von Ratsfrau Steg, SPD, erläutert Herr Pickhardt, die zeitlichen
Verzögerungen beim B-Plan 116 Gartenstraße, der durch eine Firmeninsolvenz
hervorgerufen wurde.

Ratsherr Engels, SPD, bittet, den Punkt Nachtabschaltung der Ampelanlage an der K
13 wieder in die Beschlusskontrolle aufzunehmen. Hier habe sich bis heute nichts
getan.

Nachträgliche Anmerkung der Verwaltung:
Nach letzter Information des Landesbetriebes ist die Änderung der Signalprogramme
vom Ampelbetreiber in der 18. Kalenderwoche vorgesehen. 

Beschluss:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt nimmt die
Informationsvorlage bezüglich der Beschlusskontrolle einmütig zur Kenntnis.

10. Anwohner- und Eigentümerbeschwerde Bepflanzung Offermann-Platz

Der FDP-Fraktionsvorsitzende Engelhardt lehnt die Fällung des Baumes ab. Die
zuständige Kommission habe bei einer Begehung festgestellt, dass vom Baum keine
Gefährdung ausgehe. 

Als überzeugte “Grüne” kann Ratsfrau Krings die Reibung an dem Baum überhaupt
nicht nachvollziehen. Auch sie lehnt die Baumfällung ab.

Der Leiter Fachbereich 2, Herr Kistermann, informiert den Ausschuss, dass den
Anwohnern bei einem Ortstermin zugesagt wurde, deren Anliegen (Baumfällung), an
den Ausschuss heranzutragen. Diese Zusicherung habe die Verwaltung mit der
heutigen Tischvorlage eingelöst.

Beschluss: 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt entscheidet über den
Handlungsbedarf aufgrund von Anwohner- und Eigentümerbeschwerden über
einen Baum auf dem Offermann-Platz. Der ASVU lehnt die Fällung des in Rede
stehenden Baumes auf dem Offermann-Platz einstimmig ab.



9

12. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

12.1 Der Leiter Fachbereich 1, Herr Pickhardt, kommt zurück auf die Anfrage im
Hauptausschuss am 12.04.2011 in Sachen “mögliche Verlegung der Haltestelle
Am Tomborn”. Hiervon könne keine Rede sein. Vielmehr gehe es darum, dass
durch die neue Zufahrt ein nicht genutztes Wartehäuschen entfernt werden solle.

12.2 Ausschussmitglied Bonnie, CDU, erkundigt sich nach den baulichen Aktivitäten
der Stadt Eschweiler, die für den beabsichtigten neuen Supermarkt einen
Kreisverkehr in Höhe Eschweilerstraße Stolberger Straße plane. Er möchte
wissen, ob die Eschweiler (Straßen-) Planungen dem Ausschuss vorgestellt
werden. 

Hierzu teilt Herr Pickhardt, FB 1, mit, dass derzeit noch nicht feststünde, ob dort
ein Supermarkt entstünde. Die Planungen widersprechen dem städteregionalen
Einzelhandelskonzept. Wenn der Ausschuss dies wünsche, könne der geplante
Kreisverkehr gerne zu gegebener Zeit vorgestellt werden. Zur Niederschrift -
Anlage 4)- sichert er die Unterlagen zur TÖB-Beteiligung zu.

Für die CDU-Fraktion beklagt Ratsmitglied Kirch die lästige Situation, dass die
Nachbarkommunen planen und Stolberg nur noch vor vollendete Tatsachen
gesetzt würden.

12.3 Ratsmitglied Konrads, CDU, erinnert an die Beschlussfassung des ASVU
hinsichtlich der Fußgängerüberwege am Stolberger Krankenhaus und der
Möglichkeit, zukünftig von der Steinfeldstraße linke in die Ritzefeldstraße
abbiegen zu können. Er erkundigt sich nach dem Verfahrensstand.

Hierzu teilt Herr Pickhardt, FB 1, mit, dass die Fußgängerüberwege erst nach
Fertigstellung des Ärztehauses angelegt würden. Hinsichtl ich der
Linksabbiegesituation sichert er die Beantwortung zur Niederschrift zu.

Nachträgliche Anmerkung der Verwaltung:
Die Verwaltung führt momentan die TÖB-Beteiligung für den vierten FGÜ (Höhe
Rolandshaus) durch.  Gleichzeitig wird die Linksabbiegemöglichkeit abschließend
geprüft. Die Ergebnisse werden dem Ausschuss in der Juli-Sitzung vorgestellt.

12.4 Ratsmitglied Konrads, CDU, bittet aufgrund vielfacher Anregungen durch die
Anlieger, an der Haltestelle “Am Wimblech” dringend 2 Mülleimer anzubringen. Er
erinnert an die nahegelegene Grundschule Mausmach, die seinerzeit infolge ihrer
vorbildlichen Müllentsorgung/-Vermeidung ausgezeichnet wurde. Dies werde
derzeit durch fehlende Müllbehälter an dieser Haltestelle konterkariert.

12.5 RM Kirch, CDU, bittet, den Brunnen in der Sielsgasse zu reinigen. In diesem
Zusammenhang erkundigt sich RM Engels, SPD, nach der Inbetriebnahme der
Brunnenanlage vor der Stadthalle. 

Hierzu teilt Herr Kistermann, FB 2, mit, dass die Inbetriebnahme nach den
Osterferien geplant sei.

12.6 Herr Pickhardt, FB 1, informiert den Ausschuss über die anstehenden rd. 6-
wöchigen Deckensanierungsarbeiten in der Würselener Straße, welche teilweise
mit Vollsperrungen einhergehen müsse.
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B) Nichtöffentliche Sitzung:

..........

Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, bedankt sich Herr Hansen für die
konstruktive Sitzung, wünscht allen frohe Osterfeiertage  und schließt die Versammlung
um 19.50 Uhr.

Josef Hansen Edith Janus-Braun 
Vorsitzender Schriftführerin

Der Niederschrift sind folgende Anlagen beigefügt:
Anlage 1) Anwesenheitsliste
Anlage 2) Präsentation zu TOP A) 11.
Anlage 3) Plan zu TOP A) 7.
Anlage 4) Mitteilung über TÖB-Beteiligung zu TOP A) 12.2
Anlage 5) Information über erteilte Baugenehmigungen zu B) 1.3






























































